
K O N F L I K T R E G E L U N G U N D S O Z I A L E I N T E G R A T I O N 

Zur Struktur der Ersten Tschechoslowakischen Republik 

Von Peter Heumos 

Es scheint mir erforderlich, den folgenden Darlegungen einige allgemeine methodi-
sche Bemerkungen vorauszuschicken, die sich aus der Natur der Sache ergeben. 

Bei gesamtgesellschaftlichen Analysen ist es forschungspraktisch zur Selbstver-
ständlichkeit geworden, einen Begriff von „Gesellschaft" vorauszusetzen, der diese 
als System vollständiger Interdependenzen auffaßt1. Die Untersuchungsmethode be-
steht dann oft nur darin, für die in einem gesellschaftlichen Sektor festgestellten Sach-
verhalte gleichgeartete Strukturen in anderen Teilbereichen zu finden. Auf diese 
Weise wird eine Geschlossenheit des untersuchten Objekts angenommen, die selbst 
erst Gegenstand der Analyse sein müßte2 . Mit anderen Worten: Ob beispielsweise ein 
paternalistisches Erziehungswesen zum Aufbau autoritärer Verhaltensweisen führt, 
die dann eine autoritäre politische Verfassung begründen, ist eine Frage, die nicht 
schon dadurch beantwortet wird, daß in einer Gesellschaft autoritäre Erziehungs-
strukturen und eine autoritäre politische Verfassung gleichzeitig nachweisbar sind3. 
Die Annahme der Interdependenz ist gewiß eine nützliche Hypothese, doch bleibt die 
Vermittlung zwischen einzelnen Elementen der gesellschaftlichen Struktur solange 
fragwürdig, als sie sich - wie dies gemeinhin zu geschehen pflegt - bloß auf die Projek-
tion psychologischer Thesen verläßt4. Gerade das Beispiel der Tschechoslowakei 
macht klar, daß für das Zuordnungsverhältnis einzelner gesellschaftlicher Segmente 
durchaus nicht nur die Interdependenz-, sondern auch die Indifferenzannahme ein 
wichtiges Erklärungsmoment ist. Letzteres soll zunächst nur heißen, daß für ein be-
stimmtes Problem in einer gegebenen Gesellschaft, etwa für das politische Verhalten, 
bestimmte andere Elemente dieser Gesellschaft, beispielsweise die Familienstruktur, 
indifferent, d. h. damit nicht unmittelbar wirksam verknüpft sein können5. Aus all-

1 Scheuch, Erwin: Methodische Probleme gesamtgesellschaftlicher Analysen. In: Spätkapi-
talismus oder Industriegesellschaft? Verhandlungen des 16. Deutschen Soziologentages. 
Hrsg. v. Theodor A d o r n o . Stuttgart 1969, 153-182. 

2 B e r g e r, Peter / L u c k m a n n , Thomas: Die gesellschaftliche Konstruktion der Wirklich-
keit. Eine Theorie der Wissenssoziologie. Mit einer Einleitung zur deutschen Ausgabe von 
Helmuth Plessner . Frankfurt/M. 1987, 67ff. (FischerTaschenbücher 6623). 

3 L e p s i u s , M . Rainer: Demokratie in Deutschland als historisch-soziologisches Problem. 
In: Spätkapitalismus oder Industriegesellschaft 1969, 197-213. 

4 Zur Kritik an den wissenschaftstheoretischen Voraussetzungen der funktionalistischen 
Systemtheorie, für die das hier angedeutete Vorgehen charakteristisch ist, s. H a b e r m a s , 
Jürgen: Zur Logik der Sozialwissenschaften. Frankfurt/M. 1982, 19 ff. (suhrkamp taschen-
buch Wissenschaft 517). 

5 Vgl. Leps ius : Demokratie in Deutschland 1969, 204 ff. 
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täglicher Erfahrung wissen wir, daß der Grad unserer eigenen Interdependenz mit der 
Gesellschaft schwankend ist und bis zu weitgehender Indifferenz reicht: Während 
eine Reihe von Institutionen für ihr effizientes Funktionieren einen hohen Grad an 
Engagement voraussetzen (Beispiel: Betriebe, u. U. politische Parteien), wird unser 
Verhalten etwa auf Entscheidungen des Justizministeriums normalerweise bloß reak-
tiv bis indifferent sein. 

Eine zweite Vorbemerkung betrifft die von Marx entwickelte Denkfigur strukturell 
bestimmter gesellschaftlicher Konflikte, besonders des industriellen Konflikts. Wie-
derum im Blick auf die gesellschaftliche Ordnung der Tschechoslowakei der Zwi-
schenkriegszeit möchte ich die These vertreten, daß die politische Bedeutung dieses 
Konflikts stärker abhängig ist von seiner politischen Organisationsform als von den 
deduzierbaren Widersprüchen in der Sozialstruktur6. Der industrielle Konflikt kann 
eine sozialistische Arbeiterpartei und eine revisionistische Gewerkschaftsbewegung 
oder radikale Gewerkschaften und keine sozialistische Partei, oder auch nur diese her-
vorbringen. Für das politische System ist dieser Umstand dann - wie ein Blick auf die 
unterschiedliche Entwicklung der Arbeiterbewegung in England und Deutschland 
zeigt - von größter Bedeutung, da die Form der Institutionalisierung des Konflikts 
dessen Inhalt verändert und den gesamtpolitischen Prozeß in jeweils verschiedener 
Weise beeinflußt7. 

Drittens möchte ich einem Mißverständnis vorbeugen, das gerade im vorliegenden 
Fall aufkommen könnte. Es ist üblich, bei der Beurteilung des demokratischen Poten-
tials einer Gesellschaft eine Normenskala zugrunde zu legen, in der das „klassische" 
britische Modell als oberster Bezugspunkt rangiert und andere Entwicklungsmuster 
von Demokratie zu bloßen Abweichungen von dieser Norm herabgesetzt werden8. 
Die naheliegende Frage wird nicht gestellt, ob nicht auch die Funktionsfähigkeit der 
britischen Variante von Eigenarten der Sozialstruktur und politischen Kultur des Lan-
des abhängt, die wir anderswo nicht antreffen9. 

I. 

Folgt man dem Ansatz des staatsrechtlichen Positivismus, der zunächst einmal von 
den konkreten institutionellen und rechtlich-formalen Merkmalen der Verfassungs-
ordnung auf das Vorhandensein oder Nichtvorhandensein demokratischer gesell-
schaftlicher Verhältnisse zu schließen pflegt, so gibt es keinen Zweifel, daß die tsche-

6 L e p s i u s , M . Rainer: Soziale Ungleichheit und Klassenstrukturen in der Bundesrepublik 
Deutschland. Lebenslagen, Interessenvermittlung und Wertorientierungen. In: Klassen in 
der europäischen Sozialgeschichte. Hrsg. v. Hans-Ulrich Wehler . Göttingen 1979, 
166-209. 

7 Ebenda 194ff. 
8 L e h m b r u c h , Gerhard: Proporzdemokratie. Politisches System und politische Kultur in 

der Schweiz und Österreich. Tübingen 1967 (Recht und Staat in Geschichte und Gegenwart, 
H. 335/336). 

9 Einige Überlegungen hierzu bei T h o m p s o n , Edward P.: The Poverty of Theory and 
other Essays. 4. Aufl. London 1981, 245 ff. 
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choslowakisch e Verfassungsurkund e vom 29. Februa r 1920 alle wesentliche n Ele-
ment e enthielt , die von der Staatsrechtlehr e für ein Gemeinwese n vom Strukturtypu s 
der parlamentarische n Demokrati e bis dahi n ausgebildet worde n waren . I n Teilen be-
einfluß t vom amerikanische n un d französische n Konstitutionalismus 10, verankert e 
die Verfassung mi t der Staatsfor m der demokratische n Republi k den Grundsat z der 
vollen Gleichberechtigun g aller Staatsbürger , übertru g die Gesetzgebun g ausschließ -
lich der auf dem Zweikammersyste m beruhende n Volksvertretun g (Nationalver -
sammlung) , die nac h dem allgemeinen , gleichen , geheime n un d direkte n Wahlrech t 
gewählt wurde , sichert e die Kontroll e der Volksvertretun g über die Exekutive durc h 
die politisch e un d rechtlich e Verantwortun g der Regierun g gegenüber dem Parlamen t 
un d legte einen Katalo g demokratische r Grundrecht e fest, die zwar eingeschränk t 
werden konnten , doc h war die Befristun g der Einschränkun g an rechtsstaatlich e Kau -
telen gebunden 1 1. Ma n könnt e diese Aufzählun g fortsetze n un d würde dan n gewiß 
auch auf konstitutionell e Norme n stoßen , die in der tschechoslowakische n Verfas-
sung schwäche r ausgeprägt waren als andere , beispielsweise -  aus welchen Gründe n 
auch imme r -  das Prinzi p der Selbstverwaltung 12. Auch eine lückenlos e Übersich t 
übe r die Bestimmunge n einer Verfassung sagt jedoch bekanntlic h wenig darübe r aus, 
wie die Entscheidungsprozess e im politische n System tatsächlic h verlaufen un d ob sie 
-  über den Verfassungsanspruc h hinau s -  auch in der politische n Wirklichkei t den 
Tite l „demokratisch " für sich reklamiere n dürfen . De r Verfassungstext allein beant -
worte t natürlic h auch die Frag e nicht , welches Gewich t die institutionelle n Arrange-
ment s der parlamentarische n Demokrati e im politische n Denke n der Masse der Bevöl-
kerun g in der Tschechoslowake i hatten . 

Nu n ist freilich nich t zu leugnen , daß die Tschechoslowake i der Zwischenkriegszei t 
im internationale n Vergleich über eine relativ große Stabilitä t der parlamentarisch -
demokratische n Ordnun g verfügte; hier genügt der Hinwei s auf Krise un d Verfall des 
parlamentarische n Systems in Deutschland , Pole n un d Ungarn . Manche m erschie n 
die Tschechoslowake i angesicht s der konservativ-autoritäre n un d faschistische n 
Regime , die in ihre n Nachbarländer n seit den dreißiger Jahre n die Mach t an sich ris-
sen, geradezu als „Inse l der Demokratie " im Mee r des Faschismus 13. Gründet e diese 

10 Vgl. dazu die Ausführungen von K ř í ž e k , Jaroslav: Jak vznikalo Masarykovo Prohlášen í 
nezávislosti z 18. října 1918? [Wie entstan d Masaryks Unabhängigkeitserklärun g vom 
18. Oktobe r 1918?]. Histori e a vojenství (zitiert : HaV) 1969, 702 ff. -  L i p s c h e r , Ladislav: 
Verfassung und politisch e Verwaltung in der Tschechoslowake i 1918-1939. München-Wie n 
1979, 37 ff. (Veröffentlichunge n des Collegium Carolinu m 34). 

11 Bu r i an , Peter : Demokrati e und Parlamentarismu s in der Ersten Tschechoslowakische n 
Republik . In : Die Krise des Parlamentarismu s in Ostmitteleurop a zwischen den beiden 
Weltkriegen. Hrsg. v. Hans-Eric h Volkmann . Marburg/Lah n 1967, 85-102. -Zurtsche -
choslowakische n Verfassung s. das Standardwer k von A d a m o v i c h , Ludwig: Grundri ß 
des tschechoslowakische n Staatsrechtes . Wien 1929. -  Die Texte der wesentliche n Verfas-
sungsgesetze bei E p s t e i n , Leo: Studien-Ausgab e der Verfassungsgesetze der Tschecho -
slowakischen Republik . 2. Aufl. Reichenber g 1932. 

12 L ipsche r 1979, 79ff. 
13 So in der Rückscha u tschechoslowakisch e Sozialdemokrate n auf der Konferen z der soziali-

stischen Parteie n Zentral - und Osteuropa s im Mai 1947 in Budapest . Vgl. H e u m o s , Peter : 
Die Konferenze n der sozialistischen Parteie n Zentral - und Osteuropa s in Prag und Budapest 
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Stabilitä t darin , daß der Tschechoslowake i eine Reih e von Belastunge n ihre r parla -
mentarisch-demokratische n Strukture n erspar t blieben , die in andere n Länder n die 
vielzitiert e Krise des Parlamentarismu s zwischen den beiden Weltkriegen herauf -
beschworen ? In der Tschechoslowake i fehlten monarchistisch-restaurativ e politisch e 
Gruppierunge n von größere m Einfluß ; das Lan d kannt e keine militaristisch e Tradi -
tion ; die revolutionär e Arbeiter - un d Rätebewegun g der Jahr e 1918-1920 konnt e so-
weit integrier t werden , daß Klassenkämpf e nich t in systemsprengende n Dimensione n 
verliefen, selbst nich t unte r den verheerende n Schlägen der Weltwirtschaftskrise ; 
schließlic h gab es -  jedenfalls bei den Tscheche n - keine n breite n Nährbode n für 
faschistische Tendenzen , die allerdings bei den beiden wichtigsten Minderheiten , den 
Deutsche n un d den Slowaken , in den dreißiger Jahre n im Sudetofaschismu s un d in der 
klerikalfaschistische n Slowakischen Volksparte i ein erhebliche s politische s Potentia l 
zu mobilisiere n vermochten 1 4. Di e Vermutung , daß sozialstrukturell e Voraussetzun -
gen parlamentarisch-demokratisch e Stabilitä t ermöglichten , insbesonder e auch die 
Behauptung , daß die vergleichsweise „ausgewogen e Gesellschaftsstruktur " zumin -
dest der böhmische n Lände r ein Bedingungsfakto r dieser Stabilitä t gewesen sei15, im-
plizieren freilich Annahme n über zwingend e Wechselbeziehunge n ode r synchron e 
Abläufe von sozialer Entwicklun g un d politische r Verfassung, die sich empirisc h 
nich t halte n lassen 16. 

IL 

Di e Art unsere r Fragestellun g veranlaß t nun , sich dem Gegenstan d mi t wenigen 
zentrale n Begriffen zu nähern , um dan n - von ihne n ausgehen d - die dami t ver-
knüpfte n Problem e aufzurollen ; zwei dieser Schlüsselbegriffe sind „Konfliktrege -
lung" un d „Herrschaft" . 

Konfliktregelun g un d Interessenabstimmun g zwischen den wichtigsten politisc h 
organisierte n Gruppe n im parlamentarische n System der Erste n Tschechoslowaki -

1946 und 1947. Stuttgar t 1985, 153 (Quellen und Studien zur Geschicht e des östlichen 
Europ a 22). 

14 Lemberg , Hans : Gefahrenmoment e für die demokratisch e Staatsform der Ersten Tsche-
choslowakische n Republik . In : Die Krise des Parlamentarismu s 1967,103 ff. -  Zum Sudeto -
faschismus s. J a w o r s k i , Rudolf : Vorposten oder Minderheit ? De r sudetendeutsch e 
Volkstumskamp f in den Beziehunge n zwischen der Weimarer Republi k und der ČSR. Stutt -
gart 1977. -  Zur Slowakischen Volkspartei s. H o e n s c h , Jörg K.: Die Slowakei und Hitler s 
Ostpolitik . Hlinka s Slowakische Volkspartei zwischen Autonomi e und Separatio n 1938/39 . 
Köln-Gra z 1965. 

15 Lember g 1967, 119. 
16 Hie r sei daran erinnert , daß es beispielsweise -  wie höchs t unterschiedlich e historisch e Ent -

wicklungsmuste r zeigen - keinen notwendige n Zusammenhan g zwischen Industrialisierun g 
(als fundamentale r Veränderun g der Sozialstruktur) , den politische n Institutione n und kul-
turellen Ordnungsidee n gibt. Die Modernisierungstheori e versucht allerdings, diesen Zu-
sammenhan g gleichsam präskripti v in den Forschungsproze ß einzuführen . Vgl. P i r k e r , 
Theodor : Theorie n des sozialen Wandels am Beispiel der Entwicklungsländer . In : Spätkapi -
talismus oder Industriegesellschaf t 1969, 281 ff. 
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sehen Republi k lassen schon auf den ersten Blick erkennen , daß wir es hier nich t mi t 
dem für den neuzeitliche n repräsentative n Parlamentarismu s charakteristische n Ver-
fahren zu tu n haben . Da s Prinzi p der Mehrheitsbildun g un d -entscheidun g un d das 
Wechselspie l von Regierungsverantwortun g un d Oppositio n wurde in der ČSR weit-
gehen d zugunste n der Proportionalisierun g politische r Mach t ausgeschaltet , die 
20 Jahr e lang von einer im Ker n kaum veränderte n Regierungskoalitio n der stärksten 
tschechische n Parteie n ausgeübt wurde 1 7 . De r Interessenausgleic h zwischen diesen 
Parteie n fand vor allem im Wege der für Proporzsystem e kennzeichnende n „paktier -
ten Gesetzgebung " bzw. des Junktim s statt , d. h . durc h die punktuell e Alliierung 
nich t mehrheitsfähige r Interessen . Was hier gemein t ist, illustrier t die 1926 getroffene 
Vereinbarun g zwischen der tschechoslowakische n Agrarparte i un d der katholische n 
Volkspartei , in der letzter e das Votum der Agrarier für die Verbesserun g der Priester -
besoldun g (congrua ) mit der Zusage honorierte , für die Einführun g von Agrarzöllen 
zu stimmen 1 8. Ebens o junktimierte n 1930 - um ein weiteres von zahlreiche n Beispie-
len zu nenne n - die Agrarier un d die tschechoslowakische n Sozialdemokrate n Ein -
fuhrschein e für Gurke n mi t der Anhebun g der Arbeitslosenunterstützung 19. 

Di e tschechoslowakisch e Proporzpraxi s war teils ein Erb e des österreichisch-unga -
rischen Parlamentarismu s des ausgehende n 19. un d frühe n 20. Jahrhunderts , der das 
repräsentativ e Elemen t nu r schwach ausgebildet hatte 2 0 . Sie belegt auch die in den 
„kleinen " europäische n Demokratie n der Zwischenkriegsär a zu beobachtend e Ten -
den z zu eine r breite n Streuun g politische r Verantwortun g unte r bewußte r Zurück -
setzun g des Prinzip s der Mehrheitsentscheidung 21. Es dürft e ferner sicher sein, daß 
die Nationalitätenproblem e der Erste n Republi k Proporzregelunge n förderten , in-
dem sie breit e Regierungskoalitione n der tschechische n politische n Parteie n erzwan -
gen, wenn nich t die Parlamentsmehrhei t gegenüber andersnationale n Parteie n (un d 
auch gegenüber den Kommunisten ) gefährde t werden sollte 22. Ein bloßes Instrumen t 
tschechisch-nationale r Herrschaftssicherun g war die Koalitionspraxi s indessen nicht , 
wie die zumindes t zeitweilige Einbeziehun g deutsche r un d slowakischer Parteie n in 
die Regierun g zeigt. 

Proporzsystem e sind als Gleichgewichtskonstruktione n gedacht , un d sie habe n de 
facto diesen Effekt. Hie r liegt gewiß ein Grun d für die relative Stabilitä t der Erste n 
Republik 2 3, doc h hatt e diese Stabilitä t andererseit s ihre n Preis . Da s Fehle n eine r Alter-
native n setzende n Oppositio n mit der Folge eine r Beeinträchtigun g politisch-soziale r 
Innovationsfähigkei t schränk t den Spielrau m für einen langfristigen Strukturwande l 

17 Diesen Kern bildeten die Sozialdemokraten , die nationale n Sozialisten , die Agrarier und die 
katholisch e Volkspartei. 

18 Národn í shromážděn í Republik y československé v prvém desetilet í [Die Nationalversamm -
lung der tschechoslowakische n Republi k im ersten Jahrzehnt] . Prag 1928, 372. 

19 L ip sche r 1979, 122 Anm. 385. 
2° L e h m b r u c h 1967,21-22 . 
21 R o k k a n , Stein: The Structurin g of Mass Politic s in the Smaller Europea n Democracies . 

A Developmenta l Typology. In : Part y Systems, Part y Organizatio n and the Politic s of the 
Ne w Masses. Hrsg. v. Ott o Stamm . Berlin 1968,26-65 . 

2 2 Lember g 1967,120. 
2 3 Ebenda . 
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größere n Ausmaße s in Proporzsysteme n offenbar ein. Dies e Schwierigkei t ist in der 
Ta t prinzipielle r Natur : D a die Interesse n der im Proporzkartel l vertretene n Gruppe n 
als inkompatibe l aufgefaßt werden , wie das Junkti m sinnfällig zum Ausdruc k bringt , 
könne n - unte r dem Zwan g zur Verständigun g - Veränderunge n nich t auf Koste n der 
etablierte n Macht - un d Interessenpositione n der im Proporzbündni s alliierten politi -
schen Kräfte erfolgen. Zude m gibt es in solche n Bündnisse n keine n zentrale n Koordi -
nator , der unabhängi g -  un d dies hieß e ja: machtpolitisc h privilegiert -  entscheide n 
kann 2 4 . Mi r scheint , daß in dieser Konstellatio n auch ein Teil der Unfähigkei t des 
politische n Systems der Erste n Tschechoslowakische n Republi k begründe t war, zum 
Abbau der teilweise extreme n regionale n Entwicklungsunterschied e des Staate s einen 
nennenswerte n Beitra g zu leisten . Di e enorm e politisch e Sprengkraf t dieses Problem s 
ist in den dreißiger Jahre n überau s deutlic h geworden ; hier wäre etwa auf das Liegen-
lassen der slowakischen Frag e als soziales Proble m hinzuweisen 25. 

Wenn Konfliktregelun g qua paktiert e Gesetzgebun g zweifellos keine Einschrän -
kun g demokratische r Norme n bedeutet 2 6 un d mangelnd e Innovationsfähigkei t als 
Konsequen z eine r spezifischen For m von Interessenabstimmun g das Demokratiepro -
blem eher nu r indirek t berührt 2 7 , so habe n ander e eigentümlich e Folge n der tsche -
choslowakische n Proporzvariant e doc h durchau s zur Schwächun g un d Aushöhlun g 
demokratische r Strukture n geführt . 

Proporzsystem e förder n eine Erscheinung , die in der Sprach e der Politologe n als 
„Versäulung " ode r „Sektionalismus " bezeichne t wird; gemein t ist dami t die von den 
politische n Parteie n verfolgte Strategie , „sich jedes organisierbar e Interess e auch orga-
nisatorisc h einzuverleiben , mit der Folge , daß nahez u alle Gliederunge n der Gesell -
schaft die Polaritä t der politische n Organisatione n widerspiegeln" 28. I n der Tsche -

24 L e h m b r u c h 1967,48. 
2 5 Einige Anmerkunge n zu den interessenpolitische n Hindernissen , die der sozialökonomi -

schen Entwicklun g besonder s der slowakischen Landwirtschaf t aufgrund spezifischer agrar-
politische r Präferenze n der tschechoslowakische n Agrarparte i im Wege standen , bei H e u -
mos , Peter : Die Entwicklun g organisierte r agrarischer Interesse n in den böhmische n Län-
dern und in der ČSR. Zur Entstehun g und Machtstellun g der Agrarparte i 1873-1938. In : Die 
Erste Tschechoslowakisch e Republi k als multinationale r Parteienstaat . Hrsg. v. Karl B o s 1. 
München-Wie n 1979, 323-376. -  Von einer unbefriedigende n Industrie - und Strukturpoli -
tik der Tschechoslowakei , „die in regionale r und nationale r Hinsich t zu schwerwiegenden 
sozialen und politische n Probleme n führte" , spricht u.a . Sláma , Jiří: Die sozioökonomi -
sche Entwicklun g der ČSR. Wirtschaftlich e und soziale Probleme . In : Die demokratisch -
parlamentarisch e Struktu r der Ersten Tschechoslowakische n Republik . Hrsg. v. Karl B o s 1. 
München-Wie n 1975, 7-33, hier23 . 

2 6 Die Staats- und Verfassungslehre nimm t jedenfalls keinen Anstoß an dem Verfahren , das im 
heutigen Frankreic h auf den untere n Ebene n des politische n Systems und in den USA als 
„log-rolling " eine verbreitet e Erscheinun g ist. 

2 7 Inde m sie durch gesellschaftliche Petrifizierun g das Risiko politische r DeStabilisierun g auf 
sich nimmt ; in gewissen Grenze n traf dies in der ČSR auf den kleingewerbliche n Bereich zu, 
dessen soziale Rückständigkei t rechtskonservativ-autoritäre n Tendenze n Auftrieb gab. Vgl. 
D ey 1, Zdeněk : K ekonomický m problémů m městské maloburžoasi e v českých zemích za 
předmnichovsk é ČSR [Zu den ökonomische n Probleme n der städtische n Kleinbourgeoisi e in 
den böhmische n Länder n in der Vormünchene r ČSR] . Příspěvky k dějinám KSC (zitiert : 
PKSČ ) 4 (1964) 709-731. 

2 8 L e h m b r u c h 1967,34. 
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choslowake i der Zwischenkriegszei t ha t sich dieser Integrationstypu s der „Versäu -
lung", ander s ausgedrückt : die parteipolitisch e Fragmentierun g der staatliche n un d 
der gesellschaftliche n Sphäre , in sehr hohe m Maß e entfalte n können . Führt e schon die 
Aufteilun g der ministerielle n Ressort s zwischen den Koalitionspartner n zur Heraus -
bildun g von „Erbhöfen " der politische n Parteien 2 9, die auch den Beamtenappara t 
„ihrer " Ministerie n möglichs t weitgehen d mi t Parteigenosse n zu besetzen versuch-
ten  3 0 un d auf diese Weise der Segmentierun g der Staatsverwaltun g Vorschu b leisteten , 
so wurde diese Entwicklun g durc h parteipolitisc h motiviert e Ämterpatronag e in der 
Landes - un d Selbstverwaltun g sowie in Banken , Versicherungen , Krankenkassen , 
karitative n Einrichtunge n etc . noc h erheblic h verstärkt 31. Selbst bei Einstellunge n von 
Arbeiter n in diejenigen Industriebetriebe , die -  wie die Brünne r Zbrojovk a - staat -
licher Kontroll e unterlagen , wurde n Proporzregelunge n nac h dem Parteienschlüsse l 
angewandt 32. 

Es ist nu n entscheidend , daß die Parteie n mi t Erfolg bemüh t waren , die von ihne n 
beherrschte n staatliche n un d gesellschaftliche n Segment e so weit wie möglich zu 
„encadrieren" , d. h . zu geschlossene n Einheite n auszubauen , stren g getrenn t von 
andere n parteipolitisc h dominierte n Segmenten . Hie r mag ein Hinwei s auf das Bei-
spiel der Agrarparte i genügen , dere n Organisationsappara t nahez u das gesamte Spek-
tru m gesellschaftliche r Bedürfnisse unte r spezifischen ideologische n Vorzeiche n zu-
sammenfaßte ; dazu gehörte n u. a. von der Parte i kontrolliert e Arbeitsämter , partei -
eigene karitativ e Institutionen , Versicherungen , Banken , Genossenschaften , gewerb-
liche Hilfsfonds , Bildungseinrichtungen , kulturell e un d berufsständisch e Vereinigun -
gen, Jugend - un d Frauenorganisatione n un d mehrer e Gewerkschaften 33. Derar t „en -
cadrierte " Bereich e tendierte n in ihre r Absonderun g offenkundi g dazu , eigengesetz-
liche Strukture n zu entwickeln , die sich zu gesamtgesellschaftliche n Ordnungsvor -
stellungen indifferen t verhielten , wie die Versuche der Agrarparte i zeigen, das System 
der allgemeine n Krankenversicherun g durc h Errichtun g spezieller , von der Parte i be-
herrschte r Krankenkasse n für die landwirtschaftliche n Arbeiter zu unterlaufen 34. 

29 Přítomnostv . 10. 12.1925 undv . 11.3.1926.-Z u diesen gehörte n das Innen-un d Landwirt -
schaftsministeriu m (Agrarier) , das Ministeriu m für soziale Fürsorg e (Sozialdemokraten) , das 
Ministeriu m für Industrie , Hande l und Gewerb e (Nationaldemokraten) , das Ministeriu m für 
Post - und Telegraphenwese n (national e Sozialisten) . -  In der Diskussion über die Verfas-
sungsreform nach 1945 wurde im Blick auf das Proble m der „Erbhöfe " in der Ersten Repu -
blik die Forderun g nach rotierende r Besetzun g der Ministerie n erhoben . Vgl. Me i s sne r , 
Alfred: O budouc í ústavě ČSR [Übe r die künftige Verfassung der ČSR] . Prag 1946. 

3° L ipsche r 1979,116. 
31 Ebend a 117. 
32 F r a n ě k , Otakar : Dějiny koncern u brněnsk é Zbrojovky 1918-1939 [Geschicht e des Kon-

zerns der Brünne r Zbrojovka 1918-1939]. Brunn 1969, 402 Anm. 351. -  Im Rückblic k auf 
die Zwischenkriegszei t nannt e das Blatt „Svobodn ý zítřek" den politische n „Schlüssel " den 
„Fluc h der Ersten Republik" . Svobodný zítřek v. 7. 11. 1945. 

33 Deset let práce Republikánsk é strany zemědělskéh o a malorolnickéh o lidu v Republic e čes-
koslovenské [Zeh n Jahre Arbeit der Republikanische n Parte i des landwirtschaftliche n und 
kleinbäuerliche n Volkes in der Tschechoslowakische n Republik] . Prag 1928-1929. 

34 D e y l , Zdeněk : Sociáln í vývoj Československa 1918-1938 [Die soziale Entwicklun g der 
Tschechoslowake i 1918-1938]. Prag 1985, 67-68. 
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In Verbindun g mi t dem ohnehi n hohe n Gra d der Zersplitterun g des politische n Orga-
nisationssystem s (s. u. ) schwächt e das organisatorisch-ideologisch e Sich-Abschließe n 
mi t seiner unübersehbare n Tenden z zur Verharschun g un d Konservierun g gesell-
schaftliche r Lebensumständ e die Teilhab e am gesamtpolitische n Proze ß der Demo -
kratisierun g un d begünstigt e antidemokratisch e Entwicklungen . Da s gilt u. a. für den 
Bereich der Gewerkschaften , wo es beispielsweise den Nationaldemokrate n un d der 
Agrarparte i gelang, die ihre n gesellschaftliche n Machtsegmente n integrierte n Ge -
werkschafte n in eine Richtun g zu drängen , die der demokratische n Grundorientie -
run g des Gewerkschaftswesen s widersprach 35. 

III . 

De r parlamentarisc h verfaßte Parteienstaa t war scho n in der Zwischenkriegszei t in 
einem Maß e Regelfall der Verfassungswirklichkeit , daß es schwer fällt, die in zahl-
losen Untersuchunge n imme r wieder hervorgehoben e Dominan z der Parteie n im 
politische n System der Erste n Tschechoslowakische n Republik 3 6 als Besonderhei t zu 
betrachten . Ga b es meh r als graduelle Unterschied e zwischen den tschechoslowaki -
schen Verhältnisse n einerseits , wo die politisch e Parte i -  wie die katholisch e Volks-
parte i nac h dem Zweite n Weltkrieg lamentiert e -  „Anspruc h auf den ganzen Men -
schen , auf die Totalitä t seiner freien un d vernünftige n Lebensäußerungen " erhob 3 7 , 
un d andererseit s der in Legione n von Untersuchunge n beklagten Parteiendiktatu r der 
Weimare r Republik ? 

Da s Spezifische der tschechoslowakische n Variant e des Parteienstaate s bestan d 
vielmeh r darin , wie die Parteien , d. h . vor allem die tschechische n Koalitionsparteien , 
die das Fundamen t der Regierun g un d dami t der gesellschaftlich-politische n Herr -
schaftsstrukture n bildeten , ihr Verhältni s zu den institutionelle n Forme n der parla -
mentarische n Demokrati e regelten , insbesonder e also zum Parlament . 

Es besteh t in der Literatu r von den unterschiedlichste n Positione n her Einigkei t 
darüber , daß das eigentlich e politisch e Macht - un d Entscheidungszentru m der Erste n 
Republi k nich t im Parlament , sonder n in der Pětk a [Fünferausschuß ] lag, einem durc h 
die Verfassung nich t vorgesehene n un d auch nie legalisierten Gremium , das sich aus 
den Vorsitzende n der fünf tschechische n Parteie n zusammensetzte , die das Koali -
tionsbündni s in der Regel trugen : die Agrarier, die Sozialdemokraten , die National -
demokraten , die nationale n Sozialisten un d die katholisch e Volkspartei 38. Als extra-

3 5 Shaw , Jackson : Massenorganisatione n und parlamentarisch e Demokratie . In : Die demo -
kratisch-parlamentarisch e Struktu r 1975, 35 ff. -  Ferne r H e u m o s , Peter : Die Arbeiter-
schaft in der Ersten Tschechoslowakische n Republik . Element e der Sozialstruktur , organisa-
torische n Verfassung und politische n Kultur . BohZ 29/1 (1988) 50-72. 

36 Vgl. dazu die Einleitun g von Karl Bosl zu dem in Anm. 25 zitierten Sammelban d über das 
Parteienwese n der Ersten Tschechoslowakische n Republik . 

3 7 Lidová demokraci e v. 8. 7. 1945. 
3 8 Eine Fülle von Materia l zur Tätigkeit der Pětka findet sich in dem vierbändigen Werk von 

P e r o u t k a , Ferdinand : Budován í státu . Československá politika v popřevratovýc h letech 
[Der Aufbau des Staates . Die tschechoslowakisch e Politi k in den Jahre n nach dem Umsturz] . 
4 Bde. Prag 1934-1936. 
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konstitutionelle s Organ traf die Pětka , dere n Anfänge in den Herbs t 1920 zurück -
reichten , Absprache n übe r die im Parlamen t zu behandelnd e Materi e un d entschie d 
somit , welche Frage n überhaup t politikfähi g wurden ; sie einigte sich über das Koali -
tionsprogram m un d zog die Fäden , wenn das Kabinet t umgebildet , Regierungskrise n 
gelöst ode r ein neue s Koalitionsbündni s geschlossen werden mußte 3 9 . Da ß der Fün -
ferausschu ß - in spätere n Jahre n gelegentlich zum Sechser - ode r Achterausschu ß er-
weiter t -  seine Machtpositio n un d Vorprogrammierun g des Gesetzgebungsprozesse s 
nich t in Frag e stellen lassen wollte, zeigt der außerordentlic h rigide Fraktionszwan g 
in den politische n Parteie n der Erste n Republik 4 0. 

Da s geringe politisch e Eigengewich t des tschechoslowakische n Parlament s un d 
seine Schwäch e als richtungbestimmend e un d kontrollfähig e Instanz 4 1 lassen sich un -
zweifelhaft aus der hier kurz skizzierten Konstruktio n herleiten . Di e tschechoslowa -
kische Nationalversammlun g habe „kein e eigene politisch e Existenz " gehabt , heiß t es 
in mildere n Urteilen 4 2, währen d die scharfen Kritike r im damalige n Parlamen t bloß 
eine „Abstimmungsmaschine " erblicken 43. Mi t dem Hinwei s darauf , daß trot z der 
Präformierun g der parlamentarische n Prozedure n durc h den Fünferausschu ß die 
Nationalversammlun g formel l imme r das „letzt e Wort " gehabt habe 4 4 , werden die 
Einwänd e gegen die Pětk a nich t entkräftet . Den n daß das Parlamen t in der Ta t kaum 
meh r als eine abhängige Variable des Fünferausschusse s war, komm t darin zum Aus-
druck , daß die Nationalversammlun g mit dem Auseinanderbreche n der Pětk a in den 
Jahre n der Weltwirtschaftskris e mühelo s nu n auch de iure in ein bloßes Anhängse l der 
Exekutive umgewandel t werden konnte , insbesonder e durc h das Ermächtigungs -
gesetz vom 9. Jun i 193345. 

39 Eine Fallstudi e zum Krisenmanagemen t der Pětka bei N o v á k , Jan : Promeškan á příležitos t 
[Eine verpaßte Gelegenheit] . PKSČ 6 (1966) 643-683. 

4C L ipsche r 1979,113ff. 
41 Obwohl es an Proteste n der Abgeordnete n gegen ihre Abhängigkeit von den Beschlüssen der 

Pětka nich t gefehlt hat , akzeptiert e die Masse der Parlamentarie r offensichtlic h die Rolle der 
Nationalversammlun g als Hintersass e der Regierungskoalition . Daß es sich hier in der Tat 
um ein als legitim betrachtete s Elemen t der politische n Kultu r des Lande s handelte , das auch 
von tiefen gesellschaftlichen Umbrüche n nich t berühr t wurde, zeigte sich nach dem Zweiten 
Weltkrieg, als die Regierun g Klemen t Gottwal d im Juli 1946 der Verfassungsgebenden 
Nationalversammlun g de facto ihren Auftrag bestritt , indem der Ministerpräsiden t vor dem 
Parlamen t erklärte , die Regierun g selbst werde die Ausarbeitun g der Verfassung überneh -
men : dagegen erhob sich kein Protest . Erst einige Tage später meint e ein Sozialdemokrat , 
dieses Vorgehen laufe auf einen „Oktroi " hinaus . Vgl.: Cíl. Socialistický týdeník pro kultur u 
a politiku v. 19. 7. 1946. 

42 L ipsche r 1979,119. 
43 Ga janová , Alena: K charakter u první republiky [Zum Charakte r der Ersten Republik] . 

HaV 1968, 797-823, hier 809. 
4 4 Bur ia n 1967,101. 
4 5 H r a d i l á k , Zdeněk : Československá sociální demokraci e a zmocňovac í zákon v roce 1933 

[Die tschechoslowakisch e Sozialdemokrati e und das Ermächtigungsgeset z im Jahr 1933]. 
PKSČ 7 (1967) 29-51 . -  Zum interessenpolitische n Hintergrun d des Ermächtigungsgesetze s 
s. Čada , Václav: Politika Republikánsk é strany na počátk u velké hospodářsk é krize [Die 
Politik der Republikanische n Parte i zu Beginn der großen Wirtschaftskrise] . ČsČ H 22 (1974) 
329-360. 
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Di e auf kaltem Wege durchgeführt e Entmachtun g der Nationalversammlun g ist 
gewiß jenem Strukturwande l des Parlament s in den Industriegesellschafte n des 
20. Jahrhundert s zuzurechnen , in dessen Verlauf die Volksvertretun g von einem deli-
berierende n zu einem eher nu r demonstrierende n Repräsentativorga n herabsinkt 46. 
Diese Entmachtun g wurde jedoch bewußt un d offen vollzogen un d ziemlic h un -
geschmink t begründet , noc h bevor das Parlamen t der Belastungsprob e als institutio -
neller Regelungsmechanismu s des gesellschaftlich-politische n Interessenkampfe s aus-
gesetzt wurde -  in der vorweggenommene n Einsicht , daß die tschechoslowakische n 
Verhältniss e ein freies Ausschwingen von Konflikte n nich t erlaubten . „E s ist eine 
Konsequen z unsere r geographische n Lage un d der ethnische n wie sozialen un d politi -
schen Zusammensetzun g unsere s Staates" , erklärt e Rudol f Bechyně , der in der Pětk a 
die Tschechoslowakisch e Sozialdemokratisch e Arbeiterparte i vertrat , „da ß unser e 
Konflikt e notwendigerweis e tiefer un d gefährliche r sind als die andere r Staaten . Di e 
Pětk a ist eine Notwendigkeit ; sie ist das Gegentei l des Chaos . Ohn e die Pětk a anstell e 
des Parlament s hätte n wir eine öffentlich e Auktion , un d sinnvolles politische s Leben 
müßt e Demagogi e un d Agitation weichen. " 4 7 

Di e Frage , ob der Fünferausschu ß in erster Linie als Präventivmaßnahm e gegen die 
von Anfang an vermutete n desintegrierende n Tendenze n des Nationalitätenproblem s 
diene n sollte, ode r primä r zu den strategische n Vorkehrunge n gegen die revolutionär e 
Räte - un d Arbeiterbewegun g in der frühe n Entwicklungsphas e der Republi k gehörte , 
brauch t hier nich t entschiede n zu werden ; für beide Annahme n gibt es gute Gründe 4 8 . 
Di e Funktio n der Pětk a erschöpft e sich jedoch nich t in diesen beiden Punkten . Fü r die 
Frag e nac h dem Charakte r der Zwischenkriegsrepubli k ist der Einflu ß des Fünfer -
ausschusses auf die gesamte Struktu r der gesellschaftlich-politische n Interessenfor -
mierun g von nich t geringer Bedeutung , den n mit der Entmachtun g der Nationalver -
sammlun g schaltet e der Fünferausschu ß die institutionell e Machtaren a aus, in der eine 
(verfassungskonforme ) freie Vereinigun g von Interessen 49 stattfinde n konnte 5 0 . 

Di e klassenartige Formierun g von Interesse n ist abhängi g von der Struktu r ihre r 
Vermittlun g in das politisch e Entscheidungssystem : „Problemdruck" , der aus gesell-

4 6 H a b e r m a s , Jürgen : Strukturwande l der Öffentlichkeit . Untersuchunge n zu einer Kate-
gorie der bürgerliche n Gesellschaft . Neuwied-Berli n 1969 (Politic a 4). -  Thoma s G. Masa-
ryk hat diesen Strukturwande l durchau s nich t kritisch beurteil t und die Verlagerung der par-
lamentarische n Arbeit in die Ausschüsse -  als ein Teil des Funktionsverluste s des Parlament s 
-  im Grund e als notwendig e Erscheinun g angesehen . Die Pětka erschien ihm - da er das 
Plenu m des Parlament s nich t für den geeigneten Ort zum „Nachdenken " hielt -  als keines-
wegs kritikbedürftig e Einrichtung . Vgl. dazu das Zita t aus der Neujahrsbotschaf t des Staats-
präsidente n für 1922 bei Gajanov á 1968, 809-810. 

4 7 P e r o u t k a IV 1936,1032. 
4 8 Gajanov á 1968, 808ff. 
4 9 Grundsätzlic h zur Problemati k der Interessenaggregatio n am Beispiel des Verbandswesens 

und der betriebliche n Interessenvertretun g der Arbeiterschaf t L e p s i u s: Soziale Ungleich -
heit 1979, 197 ff. 

50 Zu den folgenden Ausführungen s. auch H e u m o s , Peter : De r Februarumstur z 1948 in der 
Tschechoslowakei . Gesichtspunkt e zu einer strukturgeschichtliche n Interpretation . In : Zeit -
geschichte Osteuropa s als Methoden - und Forschungsproblem . Hrsg. v. Bernd Bon -
w e t s c h. Berlin 1984, 121-135 (Osteuropaforschung . Schriftenreih e der Deutsche n Gesell-
schaft für Osteuropakund e 13). 
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schaftliche n Konflikte n hervorgeht , besitzt bei hohe r Interessenaggregatio n un d ent -
sprechen d hohe r mobilisierbare r Konfliktmach t eine größer e Repräsentationskraf t 
un d dahe r natürlic h bessere Chancen , Zugan g zu den Entscheidungsorgane n der 
Staatsmach t zu finden als ein stark fragmentiertes , organisatorisc h geteiltes un d auf 
eine Vielzahl von Austragungsorte n differenzierte s Interesse . Es gibt einige Hinweis e 
darauf , daß sich die Pětk a dieser simplen Erkenntni s bediente , um entwede r eine be-
reits vorhandene , stark zersplittert e Konfliktkonstellatio n in dieser Partikularitä t auf-
rechtzuerhalte n ode r zentralisiert e Interesse n wieder zu trennen . Da s eine gilt bei-
spielsweise für die „divid e et impera " -Strategi e der Pětk a auf dem Gebie t der Subven-
tionspolitik 51, das ander e für den Versuch , den Gra d der „Staatsbezogenheit " sozialer 
Ansprüch e zu verringern , deutlic h etwa an der Einführun g des Gente r Systems der 
Arbeitslosenversicherun g (1925), das die finanziell e un d verwaltungstechnisch e 
Hauptlas t der Arbeitslosenversicherun g vom Staat auf die Gewerkschafte n ver-
schob 5 2 . Auch im Bereich der allgemeine n Sozialfürsorge sind Tendenze n der Regie-
rungspoliti k nachweisbar , den Staat von Zuständigkeite n zu „entlasten " un d soziale 
Problem e zu „vergesellschaften" 53, was in diesem Fal l -  angesicht s der starken organi -
satorische n Zersplitterun g der karitative n Einrichtunge n - zur Folge habe n mußte , 
daß diese Problem e unte r die Schwelle ihre r erfolgversprechende n Aktualisierun g ab-
gedrängt wurden . 

Andererseit s ha t die politisch e Ordnun g in ihre r Eigenar t als Proporzsyste m aus 
sich selbst heraus , ohn e Mithilf e der politische n Parteien , die Tenden z zur Desaggre -
gierun g bzw. NichtZusammenfassun g von Interesse n nachhalti g gefördert ; das läßt 
sich vor allem an der betriebliche n un d gewerkschaftliche n Interessenvertretun g der 
Arbeiterschaf t gut zeigen. 

Fü r eine komplex e Institutionalisierun g des industrielle n Konflikt s bot das Ge -
werkschaftswesen der Erste n Republi k zunächs t schon deshalb ungünstig e Vorausset-
zungen , weil die Gewerkschafte n Anhängse l der Parteie n un d dahe r in die parteipoli -
tisch „versäulten " gesellschaftliche n Segment e einbezoge n waren 5 4 . Hinz u kam nich t 

5i Sha w 1975,46. 
52 Nac h dem Gente r System hatte n grundsätzlic h nur diejenigen Arbeitslosen Anspruch auf 

Arbeitslosenunterstützung , die Mitglied einer Gewerkschaf t und sozialversicher t waren. 
De r Staat beteiligte sich 13 Wochen lang an der Arbeitslosenunterstützun g mit dem gleichen 
Betrag wie die Gewerkschaften ; danac h trugen diese die finanzielle Last der Unterstützun g 
allein. Führend e sozialpolitisch e Experte n der Ersten Republi k wie Evžen Stern bezeichne -
ten das Gente r System als „große Einsparun g für den Staat , aber unzureichen d für die 
Arbeitslosen, besonder s in Zeiten wirtschaftliche r Krisen". Vgl. dazu das Kapite l über 
Arbeiterschutzgesetzgebun g in: Československá vlastivěda. Bd. 6. Prag 1930, 101 ff. 

53 D ey 1: Sociáln í vývoj 1985, 179-180. -  Auch Masaryk trat wiederhol t dafür ein, die Rege-
lung sozialer und wirtschaftliche r Problem e vom Staat auf einen Verbund von Selbst-
verwaltungsorgane n zu übertragen . Masa ryk , Thoma s G. : Cesta demokracie . Soubor 
projevů za republiky [Der Weg der Demokratie . Eine Sammlun g von Reden in der Zeit der 
Republik] . Bd. 1: 1918-1920. Prag 1933, 416. 

5 4 Zur Verknüpfun g von Parteie n und Gewerkschafte n am Beispiel der Tschechoslowakische n 
Nationalsozialistische n Parte i s. B r a n d e s , Detlef : Die tschechoslowakische n National -
sozialisten . In : Die Erste Tschechoslowakisch e Republi k als multinationale r Parteienstaa t 
1979, 101-153. 
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nu r die starke Fragmentierun g des Gewerkschaftssystems , das 1937 über 700 Einzel -
gewerkschaften umfaßte , von dene n knap p 500 Dachverbände n angehörten 55, son-
dern vor allem die Tatsache , daß das gesamte System auf Betriebsgewerkschafte n be-
ruhte , die auf Unternehmenseben e miteinande r konkurrierte n mi t der Folge eine r Tei-
lung des Konfliktinhalt s bereit s auf unterste r Verhandlungsebene 56. Da ß auf diese 
Weise eine umfassend e Vermittlun g des industrielle n Konflikt s in die zentrale n Ent -
scheidungsgremie n in der Ta t nich t geleistet wurde un d der Austragungsor t des Kon -
flikts vielmeh r faktisch auf den Einzelbetrie b beschränk t blieb, läßt sich u. a. an der 
Entwicklun g des Kollektiwertragswesen s ablesen . Noc h 1933 galt ein Kollektiv-
vertrag im gesamtstaatliche n Durchschnit t lediglich für 15 Betrieb e un d normiert e so-
mi t kaum meh r als lokale Arbeitsverhältnisse 57. Auch die Entwicklun g des Arbeits-
kampfe s führt e nich t zu Ergebnissen , die eine durchschlagend e gewerkschaftlich e 
Organisationsdimensio n mi t hohe m Konfliktpotentia l vermute n lassen; das gilt für 
die durchschnittlich e Streikdauer , die zwischen 1918 un d 1938 trot z wachsende r Be-
teiligun g nich t verkürz t werden konnte 5 8 , dan n insbesonder e für den wirtschaftlic h 
optimale n Streikzeitpunkt 59. 

Di e Organisatio n des Klassenkonflikt s in der Tschechoslowake i illustrier t die ein-
gangs erwähnt e Bedeutun g der For m der Institutionalisierun g gesellschaftliche r Kon -
flikte: Inde m der industriell e Konflik t in hohe m Maß e zerglieder t wurde , vermocht e 
er nich t nu r wenig Einflu ß auf den gesamtpolitische n Proze ß zu nehmen 6 0 , sonder n 
bracht e auch selbst -  beding t durc h die kleinräumig e Struktu r seiner Regelun g - Ord -
nungsvorstellunge n in der Arbeiterschaf t hervor , in dene n sich seine Abkoppelun g 
von zentrale n Entscheidungsebene n un d gesamtstaatliche n Normierunge n deutlic h 
niederschlug ; diese Zergliederun g erfolgte insbesonder e durc h seine Anbindun g an 
die Betriebsebene , durc h die gewerkschaftliche , teils politisc h vermittelt e Zersplitte -

55 Ein Verzeichni s aller Gewerkschafte n für 1937 in: Zprávy Státníh o úřadu statistickéh o 
(zitiert : ZSÚS ) 19 (1938) Nr . 104-107, 797 ff. 

56 F r aně k 1969, passim. 
5 7 ZSÚ S 16 (1935) Nr . 82-83, 602 ff., berechne t nach Tabelle 5. In Böhme n bezog sich ein Kol-

lektivvertrag durchschnittlic h auf 29 Betriebe , in Mähre n und Schlesien auf 20, in der Slowa-
kei auf 7 und in Karpatenrußlan d auf 4 Betriebe . Insgesamt gab es 48 Kollektivverträge auf 
gesamtstaatliche r Ebene , die jedoch nur in der Nahrungsmittelindustri e eine nennenswert e 
Zah l von Arbeitern betrafen . 

58 Die durchschnittlich e Ausstandszeit -  bezogen auf die Beteiligten -  lag 1921 bei 10,1 und 
1936 bei 11,3 Arbeitstagen jährlich . ZSÚ S 18 (1937) Nr . 150-152, 1142, Tabelle 2. -  Stati-
stická ročenk a ČSR 1938 [Statist . Jb. der ČSR 1938]. Prag 1939, 225. 

59 Im Jahr 1932, unmittelba r vor dem Höhepunk t der Weltwirtschaftskrise und bei einer 
Arbeitslosenquot e von 28,3 Prozent , war die Gesamtzah l der Streiks mit 317 um 50 Prozen t 
höhe r als in dem durch eine günstige wirtschaftlich e Entwicklun g und geringfügige Arbeits-
losigkeit (2,4 Prozent ) gekennzeichnete n Jahr 1927. Vgl. Chyba , Antonín : Postaven í děl-
nické třídy v kapitalistické m Československu [Die Lage der Arbeiterklasse in der kapitalisti -
schen Tschechoslowakei] . Prag 1972, 135 und 268. -  Zur Periodisierun g der konjunkturelle n 
Entwicklun g s. P r ů c h a , Václav: Hospodářsk é dějiny Československa v 19. a 20. století 
[Wirtschaftsgeschicht e der Tschechoslowake i im 19. und 20. Jahrhundert] . Prag 1974, 87 und 
185. -Zu r Wirkungslosigkeit von Streiks in Krisenphase n s. Vejnar , Lubomír : Kproble -
matice stávkového hnut í v předmnichovsk é ČSR [Zur Problemati k der Streikbewegun g in 
der vormünchene r ČSR] . In : Přehle d vědecké a pedagogické práce katede r marxismu-leni -
nismu 1958. Prag 1958,15-36 . 

60 T r i ska , Jan : SocialDemocracy inInterwarEast-Central Europe . EEQ 1 (1968)231-248 . 
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run g un d durc h die in vielen Unternehme n eingeführt e sozialfriedlich e Praxis der 
Gewinnbeteiligun g der Arbeiter 6 1; zu denke n ist hier an die in der genossenschafts -
sozialistische n Strömun g in der Sozialdemokrati e vorgesehen e „staatsfreie " Lösun g 
des Klassenkonflikts 62, an das nich t minde r antietatistisch e Sozialismus-Konzep t der 
tschechoslowakische n nationale n Sozialisten , das auf der Grundlag e von Kleinprodu -
zente n un d Arbeiter n eine Art „Sozialismu s der kleinen Leute " bewirken sollte 63, 
schließlic h auch an die „volkssozialistischen " Tendenze n in der Deutsche n Sozial-
demokratische n Arbeiterpartei , bei dene n freilich -  im Zuge der Verschärfun g des 
sudetendeutsche n Volkstumskampfe s -  die „völkischen " Konnotatione n unüberhör -
bar sind 6 4. 

Trennun g gesellschaftliche r Konflikt e bzw. ihre Abkoppelun g von integrative n 
Regelunge n - ob bewußte s Aktionszie l der Regierungspoliti k der Pětk a ode r gleich-
sam naturwüchsig e Konsequen z eine r spezifischen gesellschaftlich-politische n Ord -
nun g - förderte n die schon genannt e Entwicklun g zur Indifferen z gegenüber den 
höhere n institutionelle n Arrangement s der staatliche n Ordnung ; eine Erscheinung , 
die die politische n Protagoniste n der Republi k wohl meinten , wenn sie den „Mange l 
an Staatssinn " in der Bevölkerun g beklagten 65, un d die in der Literatu r meisten s als 
Relik t des tschechische n Verhältnisse s zum altösterreichische n Staat betrachte t wird 6 6 . 
Da ß diese Tenden z sehr weit gehen konnte , zeigen u. a. die erwähnte n Versuche der 
Agrarier zur Aushöhlun g staatliche r Sozialpolitik 67, die faktisch staatlich e Hohei t 
durc h den Geltungsanspruc h eines eng begrenzte n Gruppeninteresse s ersetzten 68. 
Da s Proble m der Demokrati e wird durc h diesen Zusammenhan g zumindes t insofern 
berührt , als es die Schwäch e staatsintegrative r politische r Orientierunge n gerade in 
Zeite n der Bedrohun g der gesamten demokratische n Ordnun g außerordentlic h er-

61 Vgl. dazu die Beiträge von Václav Jí š a und Vladimír D u b s k ý in dem Sammelband : 
O revolučn í odborovo u politiku [Übe r die revolutionär e Gewerkschaftspolitik] . Prag 1975. 

62 Maßgebliche n Anteil an der Formulierun g der programmatische n Grundsätz e dieser Bewe-
gung hatt e M o d r á č e k , František : Samospráva práce [Selbstverwaltun g der Arbeit]. Prag 
1918; diese Schrift faßt eine jahrelange Diskussion in der tschechoslawische n Sozialdemokra -
tie in der Habsburgermonarchi e zusammen . 

6 3 Anarcho-syndikalistisch e Zielvorstellunge n hatte n anfänglich einen nich t unerhebliche n 
Einfluß auf das Program m der nationale n Sozialisten . Vgl. K á r n í k, Zdeněk : Socialisté na 
rozcestí . Habsburk , Masaryk či Šmeral? [Die Sozialisten am Scheideweg. Habsburg , Masa-
ryk oder Šmeral?] Prag 1968, 67 ff., 227 ff. -  Kritisch zum Program m der tschechoslowaki -
schen nationale n Sozialisten H a r n a, Josef: Kritika ideologie a program českého národníh o 
socialismu [Kritik der Ideologie und Program m des tschechische n nationale n Sozialismus] . 
Prag 1978. 

64 Bachs t e in , Martin : Der Volkssozialismus in Böhmen . National e Sozialisten gegen Hit -
ler. Bohjb 14 (1973) 340 ff. 

65 Das Zita t ist eine Äußerun g Masaryks aus dem Jahr 1919. Vgl.: Deutsch e Gesandtschafts -
bericht e aus Prag. Innenpoliti k und Minderheitenproblem e in der Ersten Tschechoslowaki -
schen Republik . I. Von der Staatsgründun g bis zum ersten Kabinet t Beneš 1918-1921. Be-
richt e des Generalkonsul s von Gebsattel , des Konsul s König und des Gesandte n Professor 
Saenger. Ausgewählt, eingeleitet und kommentier t von Manfre d Alexander . Münche n -
Wien 1983, Dok . Nr . 71 (Veröffentlichunge n des Collegium Carolinu m 49/1) . 

66 Lember g 1967,120. 
6 7 Vgl. S. 58. 
6 8 H e u m o s : Die Entwicklun g organisierte r agrarischer Interesse n 1979, 358. 
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schwert hat, die demokratischen Kräfte zur Verteidigung dieser Ordnung zusammen-
zufassen: Die Geschichte der Zweiten Republik zwischen Oktober 1938 und März 
1939 bietet reiches Anschauungsmaterial dafür, daß Parteienhader, bornierte Partei-
interessen und die auch durch das politische System produzierte Unfähigkeit, Interes-
senabstimmung nicht unter der Voraussetzung der Inkompatibilität eigener mit ande-
ren Interessen, sondern zugunsten übergreifender politischer Zielvorstellungen zu 
vollziehen, ein breites demokratisches Aktionsbündnis verhindert haben69. 

IV. 
Es ist eine allgemein geteilte Annahme, daß pluralistische Machtorganisation ein 

Garant demokratischer Ordnung ist, im politischen Bereich und im Bereich der Inter-
essen von Verbänden. Beide Voraussetzungen waren in der tschechoslowakischen 
Republik in reichem Maße gegeben, insofern fehlte ihr auch dieses „wesensnotwen-
dige Merkmal für eine Demokratie" 70 durchaus nicht. In den zeitweilig rund dreißig 
politischen Parteien konnte nahezu jedes bedeutendere wirtschaftliche, soziale und 
kulturelle Anliegen repräsentiert, häufig sogar in nationaler Gestalt organisiert wer-
den71, und die Vielfalt des Parteienwesens wurde durch das Verhältniswahlrecht und 
die gebundenen Wahllisten bewußt verfestigt72. Eine schier unüberschaubare Fülle 
organisatorischer Einheiten finden wir auf der Ebene der Verbände und Interessen-
vereinigungen; jeder sozialen Klasse - wenn wir uns auf dieses Gliederungsprinzip be-
schränken wollen - stand hier ein breites Spektrum zur Verfügung, das neben wenigen 
Massenorganisationen und mitgliederstärkeren Verbänden eine Unzahl organisatori-
scher Partikel umfaßte, die als Satellitenorganisationen von Parteien oder Suborgani-
sationen größerer Interessenvereinigungen fungierten und häufig auch autonomen 
Status besaßen73. Illustrativ für diese Struktur sind die schon erwähnten Gewerk-
schaften, ein Konglomerat von Organisationen, das Hunderte von politisch differen-
zierten quasi-berufsständischen Zusammenschlüssen, Fachvereinen und hoch-

69 Im Rückblick auf die Zweite und die Erste Republik schrieb der amerikanische Botschafter 
in Prag in einem Bericht für das State Department vom 29. 3. 1939 über die tschechischen 
politischen Parteien: „The Czechs take to political parties like ducks to water, and the smaller 
the party, the greater their loyalty to its cause and the fiercer their jealousy of all others. For 
many years the Czech political parties have sat around the board and split any and all political 
spoils with the exactitude of small boys dividing a stolen melon. Their preoccupation with the 
relative size of their share, rather than with the extent of what was there to divide, has been 
one of the contributing factors in the catastrophe which has overcome the nation." 
Kennan , GeorgeF.: FromPragueafterMunich. DiplomatiePapers 1938-1940. Princeton 
1968,99. 

70 Bur ian 1967,97. 
71 So gab es beispielsweise eine tschechoslowakische, deutsche, madjarische, polnische und 

jüdische sozialdemokratische Partei. Ein Überblick über das Parteienwesen bei H o c h , 
Charles: Les partis politiques en Tchécoslovaquie. Prag 1935. 

72 Bur ian 1967,99. 
73 Dieser extreme Pluralismus galt nicht nur für die Organisation des tschechischen Bevölke-

rungsteils in Verbänden; ganz ähnlich lagen die Verhältnisse auch bei den anderen Nationali-
täten. Für die jüdisch-zionistische Bewegung in der Ersten Republik vgl. R a b i n o w i c z , 
Oskar: Czechoslovak Zionism. Analecta to a History. In: The Jews of Czechoslovakia. 
Historical Studies and Surveys. Bd. 2. Philadelphia-New York 1971, 19-136. 
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spezialisierten Interessengruppen für Arbeiter und Angestellte zählte74; ein ähnliches 
Bild bot der Agrarsektor mit seinen Bauernbünden im Kielwasser der Parteien, den 
nach landwirtschaftlicher Spezialisierung und bäuerlicher Sozialstruktur unterschie-
denen agrarischen Interessenverbänden, den Genossenschaften, Vorschußkassen, 
agrotechnischen Institutionen und Subsystemen bäuerlich-kultureller Organisation 75. 

Zweifellos wurden Organisationsfülle und extreme Zergliederung des gesamten 
intermediären Systems auch durch den Proporzcharakter der politischen Ordnung 
und das erwähnte Bestreben der Parteien hervorgerufen, ihren Machtbereich qua 
Organisation so weit wie möglich zu integrieren76. Es mag auch dieser hochdifferen-
zierte Pluralismus gewesen sein, den zeitgenössische Beobachter im Auge hatten, 
wenn sie die Erste Tschechoslowakische Republik überschwenglich als „the most 
organized democracy in the world" bezeichneten77. 

Allerdings liegt es auf der Hand, daß hochspezialisierte Interessengruppen nur fall-
weise als politischer Machtfaktor auftreten, nämlich aller Wahrscheinlichkeit nach 
dann, wenn eben diese Spezialinteressen betroffen werden78. Die tschechoslowaki-
schen Verhältnisse lassen zudem vermuten, daß viele der organisatorischen Partikel im 
intermediären System - sofern sie nicht strategische Positionen in der Gesellschaft be-
setzten79 - aufgrund ihrer schmalen Mitgliederbasis ihre Kraft in der Bemühung um 
Selbsterhaltung erschöpften. Dalnteressengruppennurso starksind, wie sie bestimmte 
Interessen monopolisieren und damit national legitimieren können, deutet auch die 
hohe Fragmentierung des tschechoslowakischen intermediären Systems auf einen Zu-
stand der relativen Machtlosigkeit im gesamtpolitischen Prozeß hin. Meine These ist 
nun, daß gerade dieser Zustand dem Staat und autoritären politischen Orientierungen 
eine dominante Einflußchance einräumte. Der Zusammenbruch des tschechoslowaki-
schen organisatorisch-politischen Systems nach der Zerschlagung der Ersten Repu-
blik im September 1938 und die innere Entwicklung der Zweiten Republik bis zu den 
Anfängen des Protektorats Böhmen und Mähren können diese These bestätigen. 

Gerade Untersuchungen, die den demokratisch-parlamentarischen Charakter der 
Ersten Republik betonen, neigen dazu, die Zweite Republik zu exotisieren: Gleich-
sam über Nacht - so scheint es, wenn wir diesen Untersuchungen folgen - entsteht 
nach der Zäsur des Münchener Abkommens ein ganz anderes Staatswesen, das in 
nichts mehr an die Vormünchener Republik erinnert: seine Signatur ist die Herrschaft 
rechtskonservativer Gruppierungen, ist der Verfall von Demokratie, Liberalismus 
und Parlamentarismus, die rasche Verbreitung sozialdemagogischer Ideologien wie 
Antisemitismus, Antipluralismus und Antikommunismus sowie die massenwirksame 
Orientierung auf ein autoritäres Staatsbild80. Die psychologisierende Erklärung, die 

74 Im Durchschnitt entfielen 1937 auf eine Gewerkschaft der Arbeiter etwas mehr als 7000 Mit-
glieder, bei den Angestellten knapp 2000 Mitglieder. 

75 Vgl. dazu die in Anm. 33 zitierte Darstellung. 
76 Vgl. S. 57. 
77 At the Cross-Roads of Europe. A Historical Outline of the Democratic Idea in Czechoslova-

kia. Prag 1938, 274 f. 
78 Leps iu s : Demokratie in Deutschland 1969, 209-210. 
79 Beispielsweise die Gewerkschaft der Lokomotivführer. 
80 Lukeš , František: Podivný mír [Der merkwürdige Frieden]. Prag 1968. 
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in aller Regel für diesen abrupte n Wande l angebote n wird, daß nämlic h der Verlust der 
nationale n Souveränitä t un d der territoriale n Integritä t der Republi k zu eine r tief-
reichende n politische n Miser e geführt habe , zu einer allgemeine n Verzagthei t un d 
lähmende n Apathie , die es der Rechte n un d politisc h wie moralisc h dubiose n Elemen -
ten ermöglich t hätten , sich des Staate s un d der Gesellschaf t zu bemächtigen 81, kan n im 
Erns t nich t befriedigen . Träfe sie zu, wäre der Nachwei s zu erbringen , daß Demokra -
tie in der Erste n Republi k gewissermaßen nich t authentisc h gewesen sei, ein bloß ver-
mittelte s Phänomen , nämlic h die abhängige Variable außenpolitische r Stabilitä t un d 
Sicherheit . Vielmehr bestan d hier ein enger Zusammenhan g mi t der Struktu r der 
Erste n Republik : Da ß das gesamte intermediär e System nac h dem Septembe r 1938 wie 
ein Kartenhau s zusammenbrac h un d eine hochdifferenziert e politisch e un d gesell-
schaftlich e Organisationsstruktu r ohn e wirklich nennenswerte n Widerstan d durc h 
einige Großorganisatione n ersetz t werden konnte , deren Leitbilde r dem demokrati -
schen Erbe der Erste n Republi k überwiegen d nich t entsprachen 82, daß schließlic h -
im Frühjah r 1939 - über zwei Millione n Tscheche n in dem organisatorische n Kolo ß 
des Národn í souručenstv í [National e Gemeinschaft ] zusammengefaß t werden konn -
ten , einer stren g hierarchisc h nac h dem „Führerprinzip " aufgebauten , ideologisch an 
den ständestaatliche n Leitvorstellunge n des italienische n Faschismu s orientierte n 
Organisation 83, deute t darau f hin , daß die extrem partikularisiert e Organisatio n poli-
tische r un d gesellschaftliche r Interesse n vor 1938 un d ihre geringe Teilhab e an integra -
tiven politische n Prozesse n eine fundamental e Schwäch e des gesamten Systems be-
dingte 8 4, die -  weil das demokratisch e Potentia l nich t auf breite r Basis zusammen -
gefaßt werden konnt e -  dan n auch eine r autoritärkonservative n Integratio n Tü r un d 
To r öffnete . In gewisser Weise bracht e das Národn í souručenstv í eine allgemein e Pro -
blemati k der innere n Entwicklun g der Erste n Republi k auf den Punkt : Währen d die 
tschechisch e Gesellschaf t auf nationale r Grundlag e zu großen Integrationsleistunge n 
fähig war, fehlten , wie ich gezeigt habe , für eine umfassend e politisch e Integratio n die 
strukturelle n Voraussetzungen ; so repräsentiert e das Národn í souručenstv í die natio -
nale Einhei t ohn e politisch e Identität 8 5. 

81 Ebend a passim. 
82 K u k 1 í k, Jan : Poznámk y k činnost i sociálních demokrat ů ve druh é republice [Bemerkun -

gen zur Tätigkeit der Sozialdemokrate n in der Zweiten Republik] . In : K dějinám Českoslo-
venské sociální demokraci e [Zur Geschicht e der tschechoslowakische n Sozialdemokratie] . 
Prag 1968, 191-257. 

83 Pasák , Tomáš : VznikNárodníh o souručenstv í [Die Entstehun g des Národn í souručenství] . 
Dějiny a současnos t 1/7 (1969) 39-42. 

84 Sha w 1975, 52 spricht in diesem Zusammenhan g davon, daß die tschechoslowakische n 
Regierunge n eine „Strategi e der Schwachen " betrieben . 

85 Der Vorgang hat offensichtlic h seine Parallele n im Zusammenbruc h des politisch-organisato -
rischen Systems des deutsche n Bevölkerungsteil s der Tschechoslowake i und dem rasante n 
Aufstieg der Sudetendeutsche n Parte i zum Sammelbecke n der weit überwiegende n Mehrhei t 
der deutsche n Staatsbürge r der ČSR; auch hier wurde -  unte r ganz andere n politische n Vor-
aussetzungen als bei den Tscheche n - eine hochdifferenziert e gesellschaftlich-politisch e 
Organisationsstruktu r binne n kürzester Zeit in eine autoritäre , extrem zentralisiert e Ein-
heitsorganisatio n umgewandelt , die auf faschistischen Organisations - und Führungsprinzi -
pien gründete . 
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V. 

Unbestreitba r ha t der repräsentativ e Parlamentarismu s mit seinem charakteristi -
schen Wechselspie l von Regierungsverantwortun g un d Oppositio n in der Tschecho -
slowakei nich t Fu ß gefaßt; das ist an der eigentümliche n For m politische r Konflikt -
regelun g leich t nachzuweisen . I n ihre m parlamentarisch-demokratische n Institutio -
nengefüge von Großbritannien , Frankreic h ode r auch Deutschlan d kaum unterschie -
den , ist die tschechoslowakisch e Zwischenkriegsrepubli k als Proporzdemokrati e am 
eheste n mit Österreic h ode r der Schweiz vergleichbar . Di e These von der Stabilitä t der 
parlamentarische n Ordnun g in der Tschechoslowake i zwischen 1918 un d 1938, die so 
einleuchten d ist, weil sie mi t den Gegenbeispiele n des Verfalls der Demokrati e in den 
Nachbarländer n operiere n kann , ist insofern ungenau , als sie die kontinuierlich e Exi-
stenz des Parlament s gleichsetz t mi t dessen Statu s als faktische m Zentru m der politi -
schen Entscheidungsbildung . Tatsächlic h war die Bestandsfestigkei t des tschechoslo -
wakischen parlamentarische n Systems weit meh r eine Folge der „Entlastung " der 
Nationalversammlun g von den konfliktträchtige n Prozesse n der Interessenabstim -
mun g durc h die Konstruktio n der Pětka . Wen n sich somi t einerseit s die faktische 
Ohnmach t der Nationalversammlun g nich t hinwegdiskutiere n läßt , ma n andererseit s 
aber dara n festhält , daß in der Tschechoslowake i bis in die dreißiger Jahr e hinei n trot z 
der unverkennbare n Schwäche n des politische n Systems eine demokratisch e Orientie -
run g überwog, dan n stellt sich konsequenterweis e die Frag e danach , was das Institu -
tionensyste m der parlamentarische n Demokrati e überhaup t für die Entwicklun g 
demokratische r Einstellunge n un d Verhaltensweise n in der Bevölkerun g leistet . Im 
Verfolg dieser Frag e stoße n wir gerade in der Tschechoslowake i der Zwischenkriegs -
zeit auf höchs t komplex e Phänomene , die -  obwoh l in Teilen allgemein bekann t -  bis-
her überhaup t nich t systematisc h im Zusammenhan g mi t der gesellschaftlich-politi -
schen Makrostruktu r der Erste n Republi k untersuch t worde n sind. 

Es gehör t zu den selbstverständliche n Annahme n der politologische n Forschung , 
daß die „Politisierun g der moderne n Gesellschaft.. . über formal e Organisation " er-
folgt86, das heiß t auch , daß demokratisch e Gestaltun g an institutionell e Voraus-
setzunge n gebunde n ist. Mein e Thes e ist, daß der Formalisierungsgra d von Demokra -
tie in der Erste n Republi k niedri g gewesen ist; eben darin schein t ein wesentliche s Spe-
zifikum des tschechoslowakische n Typu s von Demokrati e gelegen zu haben . Scho n 
im Begriff der Demokrati e habe n im tschechische n politische n Denke n seit dem 
19. Jahrhunder t un d der nationale n Renaissanc e ander e Bestimmungsmerkmal e über -
wogen als die formalisierte r Verfahren un d normsetzende r Regelungen . Es genügt 
hier , an Masaryk s Demokratiekonzeptio n zu erinnern , die ganz vorrangig die ethi -
sche, sozialmoralisch e un d philosophisch e Dimensio n von Demokrati e un d den indi -
viduellen demokratische n Habitu s betont , das Institutionengefüg e der parlamentari -
schen Demokrati e jedoch ehe r als abgeleitete s Elemen t auffaßt 87. Da ß parlamentari -
sche Interessenbildun g un d -abstimmun g in der Erste n Republi k nich t als geregeltes 

86 N a s c h o l d , Frieder : Organisatio n und Demokratie . Untersuchunge n zum Demokratisie -
rungspotentia l in komplexen Organisationen . Stuttgart-Berli n 1969, 8. 

87 Čapek , Karel: Gespräch e mit Ť. G . Masaryk. Münche n 1969, 316 ff. 
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Prozedere , sonder n als Proze ß begriffen wurden , der sich -  so Kenne r der Verhält -
nisse -  vor allem auf „Vertrauen " gründete 8 8, auf eine interpersona l erfahrbar e Kate -
gorie also, liegt ebenso auf der Eben e dieses Denken s wie die Tatsache , daß die Kon -
trolle der kodifizierte n verfassungsrechtliche n Norme n sehr schwach ausgebildet war, 
wie die eigentümlich e Konstruktio n un d faktische Wirkungslosigkeit des Verfas-
sungsgericht s in der Erste n Republi k zeigen 89. 

Mi t alledem sind wir jedoch erst im Vorho f eines weiten Bereich s informelle r ode r 
persona l fundierte r Herrschaftsstrukturen , die der Erste n Republi k ihre n spezifischen 
Charakte r verliehen ; diese Strukture n sind zwar nich t alle demokratische n Ordnungs -
vorstellunge n zuzurechnen , deute n aber auf eine For m der Sozialintegration 90 hin , die 
nich t auße r ach t gelassen werden kann , wenn wir nac h den Gründe n der lange be-
wahrte n politisch-soziale n Stabilitä t der tschechoslowakische n Zwischenkriegsrepu -
blik fragen. An erster Stelle ist in diesem Zusammenhan g das republikanisch e Macht -
zentru m der „Burg " (hrad ) zu nennen : Wie imme r ma n die um Thoma s G . Masary k 
un d Edvar d Beneš gescharte n un d unte r diesem Begriff zusammengefaßte n Vertrete r 
der politische n un d intellektuelle n Elite n des Lande s bezeichne n will, ob als „strategi -
sche Cliquen" , als „Hofkamarilla " ode r „bourgeois e pressure group" 9 1 -  entschei -
den d ist hier allein, daß sie einen höchs t einflußreiche n Fakto r informeller , weithin 
persona l gebundene r Herrschaf t darstellten . Anzuführe n sind ferner -  um nu r einige 
Hinweis e zu geben - die im landwirtschaftliche n Bereich un d zuma l in der über eine 
Millio n Mitgliede r zählende n Agrarparte i verbreitete n Klientelverhältnisse , d. h . 
Herrschaftsbeziehungen , bei dene n agrarisch e Interesse n über die Perso n regionale r 
Agrarpotentate n in das politisch e System vermittel t wurden 9 2 , dan n die Clan-Struk -
ture n in der Slowakei, also eine For m politische r Herrschaftsausübun g durc h soziale 
Primärgruppen 9 3, un d das Arbeiterdeputationswese n im industrielle n Konflikt , eine 
vorindustriell e For m der Kanalisierun g sozialer un d wirtschaftliche r Forderungen , 
die den Vorran g eine r an face to face-Kommunikatio n geknüpfte n Konfliktregelun g 
vor einem institutionel l verankerte n Interessenausgleic h verdeutlicht 94. Schließlic h ist 
der unzählig e Ma l beschrieben e Kul t um Staatspräsiden t Masary k zu erwähnen . O b 
ma n diesen Kul t ideologiekritisc h betrachte t ode r als andächtig e Evokatio n der Rolle 
großer Persönlichkeite n in der Geschicht e nu r noc h einma l nachvollzieht : Seine Wirk-
samkeit , die in der Formulierun g zum Ausdruc k gebrach t wurde , die Erst e Republi k 

88 Vgl. dazu die Auszüge aus einem Intervie w mit dem tschechische n Politike r Proko p Drtin a 
bei Pav l íček , Václav: Úno r 1948 [Der Februa r 1948]. Právník 107(1968) 177-200. 

89 L ipsche r 1979,41 Anm. 115. 
9 0 Zu diesem Begriff s. N a r r , Wolf-Diete r /  N a s c h o l d , Frieder : Theori e der Demokratie . 

Stuttgar t 1971. 
91 Zu den verschiedene n Definitione n wie zur Bedeutun g der „Burg" im gesamtpolitische n Zu-

sammenhan g der Ersten Republik : Die „Burg". Einflußreich e politisch e Kräfte um Masaryk 
und Beneš. Hrsg. v. Karl B o s 1. 2 Bde. München-Wie n 1973/74 . 

92 H e u m o s : Februarumstur z 1984, 130. 
93 Eine systematisch e Untersuchun g dieses Phänomen s gibt es bisher nicht . Beneš schätzt e die 

Zah l der bedeutendere n Clans in der Slowakei auf etwa 20. Vgl.: Dokument y z historie 
československé politiky 1939-1943 [Dokument e zur Geschicht e der tschechoslowakische n 
Politi k 1939-1943]. Bd. 2. Prag 1966, Dok . Nr . 515. 

94 H e u m o s : Arbeiterschaf t 1988, 69. 
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sei eine „Diktatur des Respekts" gewesen95, ist ein sehr anschauliches Beispiel für das 
Phänomen einer personal vermittelten Sozialintegration. 

Die Bedeutung dieses Phänomens, das in dieser ausgeprägten Form schwerlich in den 
westlichen Demokratien der Zwischenkriegszeit zu finden sein dürfte96, liegt nicht 
nur darin, daß auf diese Weise jene Indifferenz gegenüber den höheren institutionellen 
Arrangements der staatlichen und parlamentarischen Ordnung kompensiert werden 
konnte. Wichtiger ist, daß diese Art der Sozialintegration eine außerordentlich elasti-
sche und damit stabilitätsfördernde Vermittlung gesellschaftlicher Bedürfnisse in das 
politische System ermöglichte, weil sie geringer programmatischer Festlegung bedarf, 
daher leicht „verschiebbar" ist, per definitionem Partizipation vermeidet und sich an 
einer gleichsam kontextfrei begriffenen Form von Autorität orientiert97. 

Ich komme auf die oben erwähnte Frage nach dem Zusammenhang von Sozialstruk-
tur und politischer Ordnung zurück. Das tschechoslowakische Beispiel zwingt dazu, 
wie es scheint, den Begriff „Sozialstruktur" möglichst weit zu fassen: Es geht nicht nur 
um jene „hard facts", die die Maschinenbauer des Sozialen immer im Auge haben, 
wenn sie die Gesellschaft zerlegen und rekonstruieren, sondern in hohem Maße auch 
um jene flüchtigeren, jedoch nicht weniger wirksamen Elemente, die den „Kitt" zwi-
schen sozialer und politischer Verfassung bilden und - wie der Fall der Tschechoslo-
wakei deutlich macht - die Funktion haben, Reibungsverluste zwischen den beiden 
Ebenen der gesellschaftlichen Makrostruktur aufzufangen98. 

95 DasZitatnach B a u m o n t , Maurice: La faillite de la paix. Bd. 1. Paris 1960, 438. 
96 Jedenfalls nicht in der augenfälligen Gestalt solcher Strukturen wie der „Burg". Daß es sich 

möglicherweise um ein spezifisch ostmittel- und osteuropäisches Phänomen handelt, könnte 
die mit Masaryks dominanter Position vergleichbare Rolle Józef Pilsudskis im Zwischen-
kriegspolen vermuten lassen; insofern wäre diese Erscheinung allerdings nicht an das gesamt-
gesellschaftliche Entwicklungsniveau geknüpft, da die Tschechoslowakei und Polen in dieser 
Hinsicht erhebliche Unterschiede aufwiesen. Einen Ansatzpunkt zur systematischen Erklä-
rung des Komplexes bietet offenbar die Rechtsentwicklung: Das handwerklich-vorindu-
strielle Rechtsverständnis war in hohem Maße personenbezogen, in der Tschechoslowakei in 
der Arbeiterschaft stark verbreitet und zweifellos durch den hohen Anteil der kleingewerb-
lichen Produktion bedingt, wo das Rechtsdenken noch von der normenintegrierten hand-
werklichen Ökonomie des 19. Jahrhunderts bestimmt wurde. Vgl. H e u m o s , Peter: Klein-
gewerbe und Handwerk in Prag im späten 19. und frühen 20. Jahrhundert. Struktur, wirt-
schaftliche Entwicklung und soziale Lage der Kleingewerbe-Arbeiter. BohZ 24/2 (1983) 
104-124. - Ders. : Arbeiterschaft 1988, 69-70. 

97 H e u m o s : Februarumsturz 1984, 132. - M a s t n ý , Vojtech: Tradition, Continuity and 
Discontinuity in Recent Czechoslovak History. In: Die Tschechoslowakei 1945-1970. 
Hrsg. v. Nikolaus L o b k o w i c z und Friedrich Pr inz . München-Wien 1978, 81 ff. 

98 Diese Frage - nämlich zu klären, wie die Sozialstruktur einer Gesellschaft in das politische 
System „übersetzt" wird - ist das zentrale Problem der Wahlforschung, die - auch dort, wo 
sie sich kritisch versteht - längst darüber hinaus ist, erfolgreiche politische Integration nur in 
den Begriffen von „Manipulation" oder „Systemstabilisierung" zu deuten. Vgl. S te in-
b a c h, Peter: Stand und Methode der historischen Wahlforschung. Bemerkungen zur inter-
disziplinären Kooperation von moderner Sozialgeschichte und den politisch-historischen 
Sozialwissenschaften am Beispiel der Reichstagswahlen im deutschen Kaiserreich. In: Pro-
bleme der Modernisierung in Deutschland. Sozialhistorische Studien zum 19. und 20. Jahr-
hundert. Opladen 1979, 171-234 (Schriften des Zentralinstituts für sozialwissenschaftliche 
Forschung der Freien Universität Berlin 27). 


